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Krankheit ist ein 

Grund für die 
Auflösung eines Ar-

beitsverhältnisses 
 
Das Bundesgericht hatte 
einen Fall zu beurteilen, 
bei dem ein Arbeitnehmer 
wegen seiner psychischen 
Erkrankung nicht mehr an 
seinen Arbeitsplatz zu-
rückkehren konnte. Für 
den allgemeinen Arbeits-
markt war er aber voll-
ständig arbeitsfähig. Er 
wurde vom Unternehmen 
wegen der Krankheit ge-
kündigt. 

Das Bundesgericht ent-
schied, dass die gesund-
heitliche Nichteignung ei-
nen zulässigen Kündi-
gungsgrund darstellt. Das 
Gericht argumentierte, 
dass objektive, nicht vom 
Arbeitnehmer verschuldete 
Gründe, wie beispielswei-
se gesundheitliche Prob-
leme oder fachliches Un-
vermögen für eine Auflö-
sung des Arbeitsver-

hältnisses genügen. Es 
ist rechtlich korrekt, einen 
Mitarbeitenden zu entlas-
sen, der aus gesundheitli-
chen Gründen für seine 
Tätigkeit nicht mehr ge-
eignet ist und seine Be-
schäftigung auf Dauer 
nicht wieder wird aufneh-
men können. (Quelle: BGE 

8C_687/2013 vom 2.5.14) 
 
 
 
 

ALLE Geschäftskor-

respondenz muss 
nicht mehr 

aufbewahrt werden 
 
Bis Januar 2013 bestand 
im Geschäftsverkehr die 
Pflicht, alle Geschäftskor-
respondenz aufzubewah-
ren, d.h. auch alle E-Mails 
und sonstige Korrespon-
denz. Diese Bestimmung 
hat zu einer hohen Belas-
tung für Unternehmen ge-
führt, da vor allem E-Mails 
kaum bezahlbar und be-
nutzerfreundlich aufbe-
wahrt werden konnten. 

Der Gesetzgeber hat nun 
diese Pflicht zur Aufbe-
wahrung in der Verord-
nung zur Aufbewahrung 
der Geschäftsbücher ge-
strichen und bestimmt, 
dass die Geschäftskorres-
pondenz nur noch aufbe-
wahrt werden muss, wenn 
sie die Funktion eines 
Buchungsbelegs hat. 
(Quelle: GeBüV/Bundes-

amt für Justiz) ���� 

 
 

Der Forderungs-

grund bei einer 
Betreibung muss 

genau umschrieben 
sein 
 
Das Bundesgericht hatte 
zu entscheiden, ob bei ei-
ner Betreibung die Forde-
rung genau umschrieben 
werden muss oder ob es 
ausreicht, beim Grund der 

Forderung "Forderung aus 
Arbeitsvertrag und Straf-
verfahren etc." an-
zugeben.  

Der Gläubiger machte gel-
tend, dass der Forde-
rungsgrund auf dem Zah-
lungsbefehl rechtsgenü-
gend umschrieben sei, vor 
allem weil die Schuldnerin 
aus der bisherigen Korres-
pondenz wisse, wofür sie 
betrieben werde. 

Das Bundesgericht hinge-
gen hob den Zahlungsbe-
fehl auf mit der Begrün-
dung, dass bei der Betrei-
bung von mehreren Forde-
rungen jede Forderung 
mit dem genauen Grund 
zu benennen ist. Auch bei 
Dauerschuldverhältnissen 
wie Lohn, Miete usw. muss 
klar sein, auf welche ver-
traglichen Umstände sich 
der Gläubiger genau beruft 
und für welche Zeitperio-
den offene Forderungen 
bestehen. Auch den Begriff 
„Strafbefehl“ wies das 
Bundesgericht als zu un-
genau umschrieben zu-
rück. (Quelle: BGE 

5A_681/2013 vom 

15.4.2014) ���� 

 

 
Verletzen 

Schenkungen zu 

Lebzeiten die 
Erbansprüche der 

Nachkommen? 
 
Wer sich durch einen Erb-
vertrag verpflichtet, seine 
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Erbschaft jemanden zu 
hinterlassen, verliert nicht 
das Recht, zu Lebzeiten 
über sein Vermögen frei zu 
verfügen. Insbesondere 
kann er sein Vermögen 
auch komplett aufbrau-
chen. 

Falls aber Schenkungen zu 
Lebzeiten nicht mit den 
Verpflichtungen des Erb-
lassers aus dem Erbver-
trag vereinbar sind, kön-
nen sie angefochten wer-
den. Angefochten werden 
können aber nur Schen-
kungen mit der Absicht 
des Erblassers, den Erb-
vertrag auszuhöhlen oder 
den Erbvertragspartner zu 
schädigen. Die Schädi-
gungsabsicht muss deut-
lich sein und folgende Kri-
terien erfüllen: 

• die Schenkungen müs-
sen erheblich sein 

• die zeitlichen Umstände 
der Schenkungen deu-
ten auf eine Schädigung 
hin. 

 
Andernfalls sind die 
Schenkungen anzuerken-
nen. (Quelle: BGE  

5A_651/2013 vom 30.4. 

2014) ���� 

 
 
Leerstände von 

Liegenschaften mit 
Zwischennutzungen 

überbrücken 
 
Leerstände bei Liegen-
schaften bergen etliche Ri-
siken:  

Hausbesetzungen, Er-
tragsausfall, Vandalismus 
und Bauschäden. Um die 
Liegenschaft aktiv bis zu 
der definitiven Nutzung zu 
schützen, drängt sich eine 
Zwischennutzung auf.  

Vielfach verzichten Eigen-
tümer auf eine Zwischen-

nutzung, weil sie den Auf-
wand und die Organisation 
dafür scheuen. Sie be-
fürchten zudem, dass die 
Zwischennutzung nicht 
termingerecht abgeschlos-
sen werden kann, weil die 
Zwischennutzer das Ge-
bäude nicht rechtzeitig 
räumen. 

Der zum Teil grosse Auf-
wand, der mit der Organi-
sation und Verwaltung ei-
ner Zwischennutzung ver-
bunden ist, lässt sich an 
spezialisierte Organisatio-
nen abgeben. Sie über-
nehmen alles, was mit der 
Planung, Betreuung und 
Überwachung der Zwi-
schennutzung zusammen-
hängt. 

Damit die Zwischennut-
zung termingerecht been-
det wird, ist der Mietver-
trag als rechtliche Basis 
ungeeignet. Denn ein 
Mietvertrag ermöglicht es 
dem Mieter, die mietrecht-
lichen Schutzbestimmun-
gen durchzusetzen und 
unter Umständen eine 
Mieterstreckung vor Ge-
richt zu erreichen, was ein 
Bauvorhaben verzögern 
würde. 

Die Gebrauchsleihe ist 
die ideale Vertragsform für 
eine Zwischennutzung. Sie 
ist die unentgeltliche 
Überlassung einer Sache 
zum Gebrauch und kann 
als Gegenstand sowohl be-
wegliche als auch unbe-
wegliche Sachen haben. 

Unentgeltlichkeit heisst 
nicht, dass der Eigentümer 
nichts verrechnen kann. 
Nebenkosten, gewöhnli-
che Unterhaltskosten 
und werterhaltende Aus-
gaben können in Rech-
nung gestellt werden. 

Damit eine Gebrauchsleih-
vertrag nicht als Mietver-
trag umqualifiziert wird, 

muss der Vermieter be-
weisen können, dass er 
keine Rendite mit der 
Gebrauchsleihe erzielt und 
nur eine Kostenabwälzung 
vornimmt. Die Beträge, 
die Zwischennutzer zah-
len, liegen damit typi-
scherweise weit unter der 
Marktmiete. 

Der Zwischennutzer darf 
den geliehenen Raum nur 
persönlich, sorgfältig 
und im Rahmen der durch 
die Natur des Gebäudes 
und dessen Einteilung im 
Zonenplan gegebenen 
Zweckbestimmung ge-
brauchen. 

Ein Gebrauchsleihevertrag 
unterliegt keinen Form-

erfordernissen und kann 
eine beliebige Befristung 
und Kündigungsmöglich-
keiten haben. ���� 

 

 
Grundsatz der 

Einzelbewertung im 
neuen Rechnungs-

legungsrecht 
 
Gemäss dem neuen Rech-
nungslegungsrecht gilt, 
dass Aktiven und Verbind-
lichkeiten in der Regel 
einzeln bewertet werden, 
falls sie aufgrund ihrer 
Gleichartigkeit für die Be-
wertung nicht als Gruppe 
zusammengefasst werden 
können. 

Somit müssen Immobilien 
und Beteiligungen einzeln 
bewertet werden. In der 
Folge ist es nicht mehr 
möglich, bei Gruppenbe-
wertungen Minderwerte 
mit den Mehrwerten ande-
rer Liegenschaften oder 
Beteiligungen zu verrech-
nen. Die zusätzlichen Ab-
schreibungen werden 
steuerwirksam zum Zeit-
punkt der Umstellung des 



Unternehmens auf die 
Vorschriften des neuen 
Rechnungslegungsrechts.  

 
 
Mietrecht: wann gilt 

die Kündigung als 

zugestellt? 
 
Im Mietrecht gilt für den 
Empfang der Kündigung 
und die Auslösung der 
Kündigungsfrist nach wie 
vor die uneingeschränkte 
Empfangstheorie, wie das 
Bundesgericht kürzlich be-
stätigte. 

Eine Kündigung ist eine 
empfangsbedürftige 

Willenserklärung und 
wird gemäss der unein-
geschränkten Emp-

fangstheorie erst wirk-
sam, wenn sie in den 
Machtbereich des Empfän-
gers gelangt ist, sei es, 
dass sie dem Empfänger 
übergeben wird oder dass 
sie in dessen Briefkasten 
gelegt wird.  

Hinterlässt der Postbote 
bei Einschreibebriefen in-
folge Abwesenheit des 
Empfängers eine Abho-
lungseinladung in dessen 
Briefkasten, gilt die Kündi-
gung mit dem Tag als zu-
gegangen, an welchem die 
Sendung erstmals auf dem 
Postamt hätte abgeholt 
werden können. Das 
heisst, dass die Kündigung 
einen Tag nach dem Erhalt 
der Abholungseinladung 
als zugestellt gilt.  

Dagegen gilt bei der ein-
geschränkten Emp-

fangstheorie ein Ein-
schreiben erst dann als 
zustellt, wenn es der Ad-
ressat tatsächlich in 
Empfang nimmt oder, so-
fern er es nicht abholt, mit 
dem Ablauf der siebentä-
gigen Abholfrist. Die ein-
geschränkte Empfangs-

theorie gilt im Mietrecht 
nur für die Mitteilung einer 
Mietzinserhöhung oder das 
Ansetzen einer Zahlungs-
frist bei Zahlungsrück-
stand mit der Möglichkeit 
der Kündigungsandrohung 
wegen Zahlungsverzugs 
(OR Art. 257d). 
 
Will der Vermieter sicher-
gehen, dass die Mitteilung 
der Mietzinserhöhung 
rechtzeitig, dass heisst 
mindestens 10 Tage vor 
Beginn der Kündigungsfrist 
dem Mieter zugeht, muss 
er sie also mehr als 17 Ta-
ge vor Beginn der Kündi-
gungsfrist abschicken. 
Trifft die Mitteilung zu spät 
ein, gilt sie erst auf den 
nächsten Kündigungster-
min als ausgesprochen. 
(Quelle: swissblawg.ch) ���� 

 
 

Verluste können 
nach vorüberge-

hender Inaktivität 
wieder verrechnet 

werden 
 
Das Zürcher Verwaltungs-
gerichts bestätigte in ei-
nem Urteil, dass auch 
nach vorübergehender In-
aktivität und Wiederauf-
nehme eines Unterneh-
mens Verluste verrechnet 
werden können. Denn das 
Bundesgesetz über die di-
rekte Bundessteuer ent-
hält keine Vorbehalte, wel-
che die Zulässigkeit der 
Verlustverrechnung an ei-
nen Geschäftsbetrieb oder 
irgendeine aktive Tätigkeit 
knüpfen. Solange die Ver-
lustvorträge nicht im Zeit-
ablauf verfallen sind, kön-
nen sie geltend gemacht 
werden. 

Das Urteil wurde von der 
Steuerbehörde an das 
Bundesgericht weitergezo-

gen und von diesem noch 
nicht entschieden. (Urteil 

vom 22.5.13 Verwaltungs-

gericht ZH) ���� 
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